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Regierung oder Verw altung?
Zur wirtschaftlichen Bedeutung der Bonner Verfassung

W i e  der Herterbericht sagt, hat 
es Demokratie noch in keinem  
Land gegeben, dessen wirtschaft­
liche Entfaltung verhindert 
wurde. Da von freier Entfal­
tung der westdeutschen Wirt­
schaft vorerst nicht die Rede ist, 
wird gefragt, ob nicht, die west­
deutsche Staatsgründung verfrüht 
sei, ob ihr nicht die Gewährung 
der wirtschaftlichen Souveränität 
vorhergehen müsse?

Das Programm der USA für 
die besetzten deutschen Gebiete, 
wie es sich 1942/43 herausbil­
dete, sah vor: anfänglich nur lo­
kale Selbstverwaltung, später in 
dem Maße, wie sich die Elemente 
einer deutschen Demokratie bil­
den, Fortschritt zu regionaler und 
nationaler Selbstregierung. Ob­
wohl diese Entwicklung durch die 
Morgenthaupolitik in Frage ge­
stellt war, setzte sie sich durch. 
Bonner Verfassung und Besat­
zungsstatut sind in dieser Ent­
wicklung eine Stufe, nicht der 
Abschluß. Nach dem Stand der 
Auseinandersetzung zwischen den 
Westmächten ist die Übertragung 
der wirtschaftUchen Souveränität 
in deutsche Hände noch nicht zu 
erwarten, die Besatzungsmächte 
behalten sie sich vielmehr in dehn­
baren, weitgef aßtenBestimmungen 
vor. Andererseits wird eine Bühne 
geschaffen, auf der Westdeutech- 
land erst zum Bewußtsein seiner 
Wirtschaftsnotwendigkeiten ge ­
langen und den Kampf um sie 
aufnehmen kann. Damit wird 
auch der Kampf um die Europa- , 
P lanung erst auf eine nicht mehr 
unwirkliche u n d ' widerspruchs­
volle Grundlage gestellt.

Denn Westdeutschland ist das 
wichtigste europäische Industrie­
gebiet, bei dessen fortgesetzter 
Verkümmerung der europäische 
Wirtschaftsaufbau zum Scheitern 
verurteilt isti Die niederländi­
schen Häfen und Wasserstraßen,

die niederländische und italieni­
sche Obst- und Gemüsezucht, der 
griechisch-türkische Tabak- und 
Rosinenbau sind auf ungehemmte 
Entfaltung der deutschen Kauf­
kraft angewiesen, und wie der 
Harriman-Bericht nachgewiesen 
hat, ist es eine Utopie, üie Belie­
ferung dieser Länder mit Stahl 
und Stahlerzeugnissen in der 
Hauptsache aus anderen Quellen 
zu erwarten als der westdeut­
schen Schwer- und Maschinen­
industrie. Um aber innerhalb der 
OEEC, der .Ruhrbehörde und der 
anderen europäischen Wirt­
schaftsgremien diesen europäi- 
sdien Standpunkt durchzusetzen.

muß Westdeutschland in ihnen 
durch deutsche Vertreter, nicht 
durch Abgeordnete der Militär­
regierungen vertreten sein. Dies 
wird durch die Bonner Verfas­
sung und das Besatzungsstatut 
herbeigeführt.

Die spätere Wiedervereinigung 
mit der sowjetischen Zone kann 
durch Herstellung klarer Verhält­
nisse in Westdeutschland nur er­
leichtert werden. Nicht weniger 
wichtig ist jedoch enge wirtschaft­
liche Vereinigung mit den Mar­
shallplanländern, in dem Bormer 
Verfassungswerk untermauert 
durch den Vorbehalt, daß Souve- 
ränitätsrechte auf übernationale 
Stellen — etwa eine europäische 
Wirtschaftsunion — übertragen 
werden können, (tz)

Die Gefahr des wirtschaftlichen Separatismus
Wenn auch die Bildung eiper 

westdeutschen Regierung vom 
politischen Standpunkt unzwei­
felhaft Vorteile bringen mag, so 
darf diese Frage doch nicht allein 
politisch beurteilt werden. Die 
Frage der Regierungsbildung hat 
neben anderen auch eine w irt­
schaftliche Seite. Trotz aller er­
regten Diskussionen um das Bon­
ner Verfassungswerk in der deut­
schen Öffentlichkeit ist m. E. die­
ser Seite zu wenig Beacütung ge­
schenkt worden. Regieren heißt 
gestalten. Haben wir aber' die 
Möglichkeit, wirtschaftlicäi etwas 
zu gestalten, so lange wir nicht 
die wirtschaftliche Souveränität 
über das ganze Wirtsdiaftsgebiet 
besitzen? Bis dahin Tcönnen wir 
nur die wirtschaftlichen Teile, die 
uns aus dem Zusammenbruch 
verblieben sind, verwalten, um 
sie in ihrem Bestand und ihrer 
Leistungsfähigkeit zu erhalten, 
bis wir diese Teile wieder zu 
einem organischen Ganzen zu­
sammenfügen können. Das, kön­
nen wir heute noch nicht.

Nur bei rationeller Ausnützung 
und bei organischem Einbau aller 
uns verbliebenen wirtschaftlichen

Kräfte und Mittel in eine den 
gegenwärtigen Verhältnissen ent­
sprechende Wirtschaftsstruktur 
wird es möglich sein, für das 
deutsche Volk einen Lebensstan­
dard zu erhalten, der es nicht auf 
eine Stufe geringerer Leistungs­
fähigkeit herabstößt. Die Wirt­
schaftsstruktur wird anders aus- 
sehen als früher, sie läßt sich 
aber nur planvoll aufbauen auf 
den Kräften und Mitteln des gan­
zen Wirtschaftsgebietes.

Es liegt in der Bildung einer 
Teilregierung die Gefahr, daß die 
einzelnen Teile auch wirtschaft­
lich als Ganzheiten genommen 
werden und daß man aus diesen 
Teilen kraft der neugewonnenen 
Regierungsgewalt kleine Organis­
men schafft, die später nidit 
mehr zusammenpassen wollen. 
Wir können kein westliches und 
kein östliches Wirtschaftsgebiet 
gebrauchen, das jedes nach eige­
nen Gesetzen lebt. Ebenso wie die 
deutsche Wirtschaftsstruktur an­
ders aussehen wird als die west­
deutsche oder ostdeutsche Teil­
struktur, wird sich auch die 
deutsche Wirtschaftsverfassung 
von den in beiden Teilgebieten



jetzt gültigen Wirtschaftsverfaä- 
sungen unterscheiden müssen. Die 
Einzelteile werden bei einer 
Wiedervereinigung des deutschen 
Wirtschaftsgebietes und bei einer 
Wiedererlangung der wirtschaft­
lichen Souveränität zu einem orga­
nischen Wirtschaftskörper zusam­
menwachsen müssen. Es stimmt 
bedenklich, wenn man bereits 
jetzt auf beiden Seiten die

Forderung hört, daß ihre Wirt­
schaftsverfassung für das Ge­
samtgebiet Gültigkeit erlangen 
müsse — ganz abgesehen davon, 
daß es taktisch unklug ist, es 
auszusprechen. Die Bildung von 
Teilregierungen unterstützt die 
Gefahr der wirtsdiaftlidien Iso­
lierung und des wirtschaftlichen 
Separatismus, (h.)

Führt Rationalisierung zur Arbeitslosigkeit?
Die Wirtschaftsstruktur muß 

verändert werden
E s  ist keine Frage, das deut- 

_ sehe Produktionsergebnis ent­
spricht nicht dem Kräfteeinsatz 
und dem Arbeitspotential. D. h., 
daß die deutsche Wirtschaft un­
wirtschaftlich arbeitet. Diese Un­
wirtschaftlichkeit wirkt sich darin 
aus, daß weder der Inlandsmarkt 
seinen großen Bedürfnissen ent­
sprechend mit Gebrauchsgütern, 
die auf einem der beschränkten 
Kaufkraft angemessenen Preis­
niveau stehen, ausreichend ver­
sorgt werden kann, noch auf dem 
Auslandsmarkt konkurrenzfähig 
angeboten werden kann. Also 
Rationalisierung?

Sowohl im Produktionssektor 
als auch ganz besonders im Ver­
teilungssektor besteht eine Über­
setzung an Arbeitskräften. Ratio­
nalisieren verlangt also Freisetzen 
von Arbeitskräften. Oder mit 
anderen Worten; Unsere Unwirt­
schaftlichkeit stellt eine indirekte 
soziale Hilfe dar, in unserm hohen 
Preisniveau bezahlen wir die Un­
terstützung für eine verschleierte 
Arbeitslosigkeit. Sollen wir die 
Unwirtschaftlichkeif beseitigen 
und Arbeitslosigkeit dafür ein- 
tauschen?

Das ganze Gebäude unserer 
Wirtschaftseinrichtungen ist über­
dimensioniert, wir halten eine 
Wirtschaftsstruktur aufrecht, die 
nicht mehr den volkswirtschaft- 
lidien Gegebenheiten der Gegen­
wart und der nächsten Zukunft 
entspricht. Nur eine Rationalisie­
rung, die Hand in Hand mit einer 
Anpassung der Wirtschaftsstruk­
tur an die volkswirtschaftlichen  
Notwendigkeiten geht, kann A r­
beitslosigkeit vermeiden und 
Wirtschaftlichkeit wieder herstel- 
len. An welche Wirtschaftszweige

kann der industriell-kommerzielle 
Sektor seinen Arbeitskraftüber- 
sdiuß abgeben? Vielleicht bietet 
die Intensivierung des feldgärt- 
nerischeri Anbaues dafür M ög- 
lidikeiten. Sie würde die Emäh- 
rungsbasis unserer raumbeengten 
Volkswirtschaft verbreitern. Sie 
würde ermöglichen, die Einfuhr 
von Lebensmitteln zugunsten 
einer dringend notwendigen Roh­
stoffeinfuhr zu vermindern. Viel­
leicht bietet aber auch der Aus­
bau arbeitsintensiver Spezialge­
werbe für den Export dafür Mög­
lichkeiten. Denn unsere Export­
förderung wird sich auf diese 
stützen müssen. Unsere kapital- 

. intensiven Industrien werden 
langehin nicht mit denen des 
Auslandes konkurrieren können. 
Und wenn sie es könnten, wür­
den wir uns nur zu leidit dem 
Vorwurf des Dumpings aussetzen. 
Die Chance des Exports liegt für 
uns mehr im Aufspüren von 
Lücken als in der Konkurrenz­
fähigkeit. •

Um die großen Bedürfnisse un­
serer Bevölkerung zu einem Be­
darf auf dem Inlandsmarkt wer­
den zu lassen, müssen unsere 
Gebrauchsgüterindustrien auf ra­
tionellste Weise standardisierte 
Massengüter zu niedrigsten Prei­
sen hersteilen. Wir treiben jetzt 
Verschwendung, und wir schaf­
fen dadurch soziale Kluften, (h.)

Arbeitswissenschaftliche 
Methoden und Preissenkung 

Zu diesem Gespräch sandte der 
Landesminister für Arbeit, W irt­
schaft und Verkehr, Prof. Dr. Lud­
wig Preller, Kiel, uns folgende 
Stellungnahme:

Es ist kein Zweifel, daß die 
deutsche Wirtschaft betriebswirt­
schaftlich sehr viel nachholen muß, 
da ihre Abschließung und Gänge­

lung durch die Nationalsozialisten 
ihre Kenntnis der ausländischen 
Fertigungsmethoden stark unter­
bunden haben. Wenn die Industrie 
in einen echten Konkurrenz­
kampf auf dem Weltmarkt ein- 
treten muß, wird sie den betriebs- 
wirtschaftlidien Vorsprung, ins­
besondere der amerikanisdien 
Betriebe, zu spüren bekommen. 
Hierbei handelt es sich rücht 
allein um rationelle Produktions- 
me'thoden in masdiineller und 
mechanischer Hinsicht, sondern 
insbesondere auch um Anwen­
dung arbeitswissenschaftlicher 
Methoden, wie sie insbesondere 
auch in Deutschland früher erar­
beitet worden sind und jetzt im 
Ausland und vor allem in USA sehr 
stark zur Anwendung kommen. 
Werden diese Methoden einwand­
frei verwertet, so ist eine Lei­
stungssteigerung ohne Mehrbe­
anspruchung der Arbeitskraft, ja, 
unter Schonung der Arbeitskraft, 
möglich. Um dies zu erreidien, 
müssen allerdings auch die Ar­
beitnehmer selbst, vor allem durch 
ihre Gewerkschaften, an der 
Durchführung dieser Methoden 
beteiligt werden.

Der deutsdie Inlandsmarkt 
bietet das Absatzvolumen für 
eine durch Rationalisierung ge-, 
steigerte Produktion, sofern die, 
Rationalisierung - im Sinne einer 
Preissenkung, d. h. einer Mengen­
produktion angewendet wird, also 
anders als während der deutsdien 
Rationalisierung von 1925 bis 1928. 
Eine Freisetzung von Arbeits­
kräften  “durch Maßnahmen der 
Rationalisierung braucht dann 
nicht gefürchtet zu werden, wenn 
sie in der envähnten Weise mit 
billiger Massenfeitigung verbun­
den wird. Dagegen kann man an­
nehmen, daß in späterer Zeit ge­
rade durch die Rationalisierung 
eine kürzere Arbeitszeit bei 
durchaus ausreichenden Löhnen 
in Betracht gezogen werden kann, 
wie dies in USA schon heute der 
Fall ist. Es ist m. E. nicht erfor­
derlich, daß allein die Export­
industrie rationalisiert wird, son­
dern das gleiche Problem besteht 
auch für das für den Binnen­
markt arbeitende Gewerbe, da 
audi der .Binnenmarkt, und ge­
rade dieser, darauf angewiesen 
ist, billige, aber qualitätsmäßig 
hochstehende Güter zu erhalten.


